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Mit Urteil vom 26.1.2021 – 3 AZR 139/17 bestätigt das BAG seine ständige Rechtsprechung, dass ein Arbeitgeber, der einen Be-

trieb(steil) in der Insolvenz erwirbt, nach § 613a BGB in Bezug auf Betriebsrentenansprüche der übergegangenen Arbeitnehmer

lediglich zeitanteilig für die nach Insolvenzeröffnung zurückgelegte Dauer der Betriebszugehörigkeit einzustehen hat (PM des BAG

Nr. 2/21). Das gilt selbst dann, wenn der Pensions-Sicherungs-Verein (PSV), dem die Absicherung der Betriebsrentenansprüche im

Insolvenzfall obliegt, regelkonform für den entstandenen Verlust nicht eintritt. Das Urteil betraf zwei Kläger. Der eine verfügte bei

Eintritt der Insolvenz nochüber keineunverfallbareAnwartschaft, sodasser keineRentevomPSVerhält; er verlangte eineRentevon

der Beklagten. Der andere bezieht zwei Renten: die erste vom PSV, die zweite von der Beklagten für die danach zurückgelegte Be-

triebszugehörigkeit.DadiePSV-Rente sichaberanhandseines früheren,niedrigerenGehaltsberechnet, verlangteer vonderBeklag-

ten einen Ausgleich. Die Klagen blieben in allen drei Instanzen ohne Erfolg. Das BAG bezieht sich ausdrücklich auf das EuGH-Urteil

vom9.9.2020 inderRs. TMDFriction (RIW2021, 61; dazu Junker, RIW2021,1, 6), indemder EuGHdieBAG-Rechtsprechungzur (bloß)

zeitanteiligen Haftung des Betriebserwerbers ausdrücklich billigte, weil der vom EU-Recht vorgesehene Insolvenzschutz für Be-

triebsrentenansprüche (Art. 8 RL 2008/94/EG) in Deutschland durch den PSVgarantiert ist.

Dr. Roland Abele

Entscheidungen
BAG: Einschränkung des Berliner Kopftuch-

verbots

Die Regelung in § 2 Berliner NeutrG, wonach es

Lehrkräften und anderen Beschäftigten mit päd-

agogischem Auftrag in den öffentlichen Schulen

ohne weiteres ua. verboten ist, innerhalb des

Dienstes auffallende religiös oder weltanschau-

lich geprägte Kleidungsstücke, mithin auch ein

islamisches Kopftuch zu tragen, ist, sofern das

Tragen dieses Kleidungsstücks nachvollziehbar

auf ein als verpflichtend verstandenes religiöses

Gebot zurückzuführen ist, verfassungskonform

dahin auszulegen, dass sie das Tragen des Kopf-

tuchs innerhalb des Dienstes nur bei Vorliegen

einer konkreten Gefahr für den Schulfrieden oder

die staatliche Neutralität verbietet.

BAG, Urteil vom 27.8.2020 – 8 AZR 62/19
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-307-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Zu Sonderzahlungen bei Beamtenbe-

zügen

1. Bei der Auslegung Allgemeiner Geschäftsbe-

dingungen nach ihrem objektiven Inhalt ist ne-

ben dem Wortlaut und dem Regelungszweck

auch der systematische Zusammenhang einer

Klausel zu berücksichtigen. Die Klausel darf nicht

aus einem ihre Beurteilung mit beeinflussenden

Zusammenhang gerissen werden (Rn. 17).

2. Die durch landesgesetzliche Regelung erfol-

gende Einbeziehung der den Beamten im Lan-

desdienst aufgrund gesetzlicher Regelung zuste-

henden Sonderzahlungen in die monatlichen Be-

amtenbezüge führt bei einer arbeitsvertraglichen

Bezugnahme, nach der sich die Bruttomonatsver-

gütung des Arbeitnehmers dynamisch nach be-

amtenrechtlichen Besoldungsregelungen richtet,

nicht zu einer Erhöhung des Bruttomonatsent-

gelts, wenn der Arbeitnehmer zuvor nach ande-

ren arbeitsvertraglichen oder kollektivrechtlichen

Regelungen eine Sonderzahlung erhalten hat

und diese auch weiter erhält (Rn. 18 ff.).

BAG, Urteil vom 23.9.2020 – 5 AZR 193/19
(Orientierungssätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-307-2

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Zur tarifvertraglichen Auslegung einer

Tätigkeit

FürdieBestimmungdesArbeitsvorgangs zur tarif-

lichenBewertungderTätigkeiteinerBeschäftigten

istnach§ 12Abs. 1 TV-LdasArbeitsergebnismaß-

gebend. Ob eine oder mehrere Einzeltätigkeiten

zu einemArbeitsergebnis führen, ist anhand einer

natürlichen Betrachtungsweise unter Berücksich-

tigung der durch den Arbeitgeber vorgegebenen

Arbeitsorganisation zu beurteilen. Hierbei bleibt

die tarifliche Wertigkeit der einzelnen Tätigkeiten

oder Arbeitsschritte außer Betracht. Ein Arbeits-

vorgang kann daher Einzeltätigkeiten enthalten,

diebeigesonderterBeurteilungunterschiedlich zu

bewerten wären. Erst nachdem die Bestimmung

des Arbeitsvorgangs erfolgt ist, ist dieser anhand

des in Anspruch genommenen Tätigkeitsmerk-

mals zubewerten.Dies gilt auch imBereichderbe-

sonderenTätigkeitsmerkmale für Beschäftigte bei

Gerichten und Staatsanwaltschaften (Teil II Ab-

schnitt12.1TV-LEntgeltO).

BAG, Urteil vom 9.9.2020 – 4 AZR 195/20
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-307-3

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Zur tariflichen Regelungsmacht von

Mehrurlaub

1. Die Tarifvertragsparteien können Urlaubs- und

Urlaubsabgeltungsansprüche, die den von Art. 7

Abs. 1 der Arbeitszeitrichtlinie gewährleisteten

und von §§ 1, 3 Abs. 1 BUrlG begründeten An-

spruch auf Mindestjahresurlaub von vier Wochen

übersteigen, frei regeln.DieseBefugnis schließtdie

BefristungdestariflichenMehrurlaubsein (Rn. 12).

2. Die Tarifvertragsparteien sind berechtigt, aber

nicht verpflichtet, im Hinblick auf den tariflichen

Mehrurlaub vom Bundesurlaubsgesetz abwei-

chende Befristungsregelungen zu treffen. Haben

die Tarifvertragsparteien von ihrer Regelungsbe-

fugnis keinen Gebrauch gemacht, greifen die ge-

setzlichen Befristungsvorschriften auch für den

tariflichen Mehrurlaub ein (Rn. 14).

3. § 15 MTV etabliert für den Tarifurlaub kein ei-

genständiges Befristungsregime. Der Anspruch

auf tariflichen Mehrurlaub unterliegt daher den

gesetzlichen Befristungsregelungen in § 7 Abs. 1

Satz 1 bis 3 BUrlG (Rn. 13).

4. Die Rechtskraft bewirkt, dass zwischen den

Parteien eines Rechtsstreits über das Bestehen

oder Nichtbestehen der aus dem vorgetragenen

Sachverhalt im Urteil hergeleiteten Rechtsfolge

eine nochmalige Verhandlung und Entscheidung

unzulässig ist. Wird in einem Urteil die Zulässig-

keit einer Klage ausdrücklich verneint und die

Entscheidung tragend hierauf gestützt, sind die

zusätzlichen Ausführungen zur Begründetheit als

unverbindlich zu betrachten und so zu behan-

deln, als wären sie nicht vorhanden (Rn. 17 und

19).

BAG, Urteil vom 29.9.2020 – 9 AZR 113/19
(Orientierungssätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-307-4

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Zur grundsätzlichen Bedeutung einer

Rechtsfrage

1. Maßgeblicher Zeitpunkt für die Beurteilung

der Klärungsbedürftigkeit und der allgemeinen

Bedeutung einer Rechtsfrage sowie einer Diver-

genz ist grundsätzlich derjenige der Entschei-

dung des Bundesarbeitsgerichts über die Nicht-

zulassungsbeschwerde (Rn. 4).

2. Davon ist dann eine Ausnahme zu machen,

wenn der Zulassungsgrund – die grundsätzliche

Bedeutung bzw. die Divergenz – vor der Ent-

scheidung deshalb entfällt, weil die Rechtsfrage

zwischenzeitlich in einem anderen Verfahren ge-

klärt wurde, die Revision aber in der Sache Aus-

sicht auf Erfolg hat (Rn. 4).

BAG, Beschluss vom 10.12.2020 – 2 AZN 82/20
(Orientierungssätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2021-307-5

unterwww.betriebs-berater.de
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